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Vorwort

Die Entstehung der Vorschrift des § 2 AStG im Rahmen des Erlasses des ge-
samten Außensteuergesetzes im Jahr 1972 ist eine bewegte Geschichte, geprägt
durch Einzelfälle. Dennoch erfreut sich die Vorschrift des § 2 AStG hoher Stabi-
lität. Eine erste Änderung materiellrechtlicher Natur fand erst im Jahressteuerge-
setz 2009 statt, eine zweite war im Jahressteuergesetz 2013 geplant. Dennoch ist
die Vorschrift häufigen Veränderungen unterworfen, die jedoch maßgeblich dar-
aus resultieren, dass sie vom Gesetzgeber bei Änderungen im EStG übersehen
wurde. Schon allein das gibt Anlass, sich die Vorschrift näher zu betrachten. Viel
interessanter als die Vorschrift und eine Kommentierung ihrer Teile selbst ist
aber das, was die Vorschrift im deutschen Steuerrecht representiert. Ein Fremd-
körper im deutschen Einkommensteuerrecht in der Form einer Steuerpflicht!
Dies ist der eigentliche Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit. Was
muss eine Steuerpflicht leisten und wie muss sie ausgestaltet sein? Diese Grund-
frage nach dem Grundtatbestand der Besteuerung ist so fundamental, dass sich
kaum jemand damit beschäftigt. Daher will die vorliegende Arbeit dieser Frage
nachgehen und sie tut es anhand der Steuerpflicht des § 2 AStG.

Der Stand der Arbeit ist der Rechtsstand vom 31.12.2012. Da zum Zeitpunkt
der letzten Überarbeitung das Jahressteuergesetz 2013 noch nicht verabschiedet
war, findet es keine Berücksichtigung. Für den § 2 AStG bleibt somit die Neure-
gelung des § 2 Abs. 5 AStG-E zur Anpassung an die Abgeltungssteuer außen vor.
Im Bereich der Lohnsteuer bedeutet der Rechtsstand, dass die geltende Rechts-
lage zum Stand 31.12.2012 ausgewertet wurde. Auch wenn die technischen
Voraussetzungen für ELStAM noch nicht vorlagen und in der Praxis noch im
gesamten Jahr 2013 das alte Bescheinigungsverfahren nach § 39c Abs. 4 Satz 2
und § 39d Abs. 1 Satz 3 EStG a. F. zur Anwendung gelangt, wurden die in Kraft
getretenen Regelungen beurteilt. Die Regelung des § 52b EStG-E zur gestreckten
Einführung des Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale bleibt
für die Arbeit ebenfalls unberücksichtigt, da das Jahressteuergesetz 2013 noch
nicht in Kraft trat. In verschiedenen Bereichen wird aber in den Fußnoten auf den
Entwurf des Jahressteuergesetzes 2013 in der zum 31.12.2012 bekannten Fas-
sung hingewiesen. Durch die sehr lange Erstbegutachtung der Arbeit seit 2009
haben sich verschiedene Loseblatt-Kommentierungen durch Bearbeiterwechsel
grundlegend geändert. Soweit Ausführungen in den Neukommentierungen nicht
mehr bestehen, wurden die Zitate der älteren Ergänzungslieferungsstände beste-
hen gelassen. Jedes Zitat einer älteren Auflage wurde aber durch gesonderten



6 Vorwort

Verweis im Literaturverzeichnis auf die geltende Ergänzungslieferung bezeich-
net. Zusätzlich wurde bei älteren Fassungen in den Fußnoten jeweils der Stand
des Zitats kenntlich gemacht. Dies gilt auch für gebundene Werke, bei denen
ältere Fassungen zitiert wurden.

Mein herzlicher Dank gilt Prof. Dr. Ekkehart Reimer, der mir die Chance
zum Promovieren bei sich gab. Er hat mir von Anfang an die allergrößte Frei-
heit bezüglich Thema und Ausgestaltung gegeben und nahm sich viel Zeit für
die Erstbegutachtung. Mein besonderer Dank gilt auch Prof. Dr. Dr. h.c. Paul
Kirchhof für das schnelle Zweitgutachten. Ich hoffe, die vorliegende Arbeit, die
für eine Vereinfachung plädiert, konnte ihn inspirieren. Vielleicht finden manche
meiner Ideen Eingang in künftige Entwürfe. Herrn Regierungsdirektor Dieter
Eimermann (BMF – Berlin) bin ich für die Genehmigung zum Abdruck der ak-
tuellen Statistik zum § 2 AStG zu Dank verpflichtet, sowie Herrn Rechtsanwalt
Simon Wilhelmi (Wissmann & Partner – Mannheim), für die zahllosen fachli-
chen Diskussionen im Juristischen Seminar in Heidelberg. Allen, die mich in
der Zeit an der Arbeit unterstützt haben, möchte ich danken.

Meinen allergrößten Dank schulde ich aber meiner Familie, in der ich im-
mer Rückhalt fand und Kraft schöpfen konnte. Meinen Eltern, Luzia und Karl
Stahl, danke ich für die jederzeitige Unterstützung in jeglicher Hinsicht und
den verständnisvollen Zuspruch. Meinem Bruder Alexander Stahl danke ich für
die zahlreichen interessanten Diskussionen fachlicher und allgemeiner Art und
die Hilfe bei allen Fragen zu LATEX. Auf alle drei konnte und kann ich mich
zu jeder Zeit verlassen und ohne sie wäre diese Arbeit nicht denkbar gewesen.
Allen dreien im Einzelnen und gemeinsam widme ich diese Arbeit in Liebe und
Dankbarkeit.

Stuttgart, im März 2013 Christian Stahl
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A. Einleitung

I. Einführung

Vor Inkrafttreten des Außensteuergesetzes war es vielen Steuerpflichtigen
möglich, durch Gestaltungen über die Grenze hinweg das internationale Steuer-
gefälle zu Lasten der Bundesrepublik Deutschland auszunutzen. Teilweise durch
ausländische Gesellschaften und teilweise durch den Wegzug unbeschränkt Steu-
erpflichtiger entging dem deutschen Fiskus in einigen spektakulären Fällen Steu-
ersubstrat in dreistelliger Millionenhöhe.1 Auf Druck der Finanzverwaltung2 re-
agierte der Gesetzgeber und führte am 8. September 1972 durch das „Gesetz
zur Wahrung der steuerlichen Gleichmäßigkeit bei Auslandsbeziehungen und
zur Verbesserung der steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslandsinvestitionen“3

das „Gesetz über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen“, kurz Außensteu-
ergesetz (AStG), ein. Als Ausfluss spektakulärer Einzelfälle ist das AStG auch
deshalb eine Besonderheit im deutschen Recht, weil es sich ausschließlich mit
grenzüberschreitenden Sachverhalten beschäftigt.

Die hohe Komplexität des AStG rührt daher, dass der Regelungsbereich aus-
schließlich internationale Spezialfälle behandelt.4 Die Gesetzessprache ist wenig
klar, uneindeutig5 und die Paragraphen sind meist unförmig6. Dies zeigt sich
in jedem der ersten fünf Teile des AStG, die teilweise Vorlagen im ausländi-
schen Recht haben7, teilweise aber auch Neuland betraten und später in anderen
Rechtsordnungen rezipiert wurden8.

1 Kaminski in Grotherr/Herfort/Strunk2003 [100], S. 247.
2 Kaminski in Grotherr/Herfort/Strunk2003 [100], S. 247.
3 Außensteuerreformgesetz (AStRG), BGBl. 1972 I S. 1713.
4 Weber [323], IWB F. 3, Gr. 1, S. 341, 343.
5 So ausdrücklich FG Hamburg vom 10.7.1978, EFG 1978, S. 582.
6 Vogel K. [296], Oasen, S. 126.
7 So beispielsweise die Hinzurechnungsbesteuerung nach §§ 7–14 AStG, die dem

Beispiel der US-amerikanischen CFC-legislation folgt. Nach Kingson [139], Col. Law
Rev. 1981, S. 1151, 1182, habe Deutschland die amerikanischen Regeln sogar lediglich
abgeschrieben.

8 So beispielsweise die Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG, die dann von den USA,
Österreich, den Niederlanden, Dänemark, Neuseeland und Frankreich übernommen wurde.
Vgl. de Broe [54], S. 29.
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Neu geschaffen wurde vom deutsche Gesetzgeber das „Monstrum“9 der er-
weiterten beschränkten Steuerpflicht in §§ 2–5 AStG. Die Vorschrift wurde
bereits kurz nach ihrem Erlass als kaum verständlich empfunden10 und sogar
zum kompliziertesten Steuergesetz seit Bestehen der Bundesrepublik gekürt11.
Vorgehalten wird ihr auch, dass sie die Gesetzessystematik völlig durchkreuze,
indem eine derart wichtige Regelung wie eine separate Steuerpflicht nicht im
Einkommensteuergesetz selbst geregelt werde. Dadurch werde für den Praktiker
das Auffinden der korrekten Normen erheblich erschwert.12

Selbst die Terminologie der einzelnen Regelungen ist bis heute uneinheitlich.
Teilweise13 werden unter Wegzugsbesteuerung die §§ 2–5 AStG verstanden, teil-
weise14 der § 6 AStG. Zur Klarstellung soll in der Abhandlung derart differen-
ziert werden, dass unter „Wegzugsbesteuerung“ die §§ 2–6 AStG fallen, die sich
untergliedern in die „erweiterte beschränkte Steuerpflicht“ der §§ 2–5 AStG und
die „Vermögenszuwachsbesteuerung“ des § 6 AStG15.

II. Problemstellung

Die erweiterte beschränkte Steuerpflicht war von Anfang an ein Fremdkörper
in der deutschen Einkommensbesteuerung. Das wird nicht zuletzt durch die
Position außerhalb des Einkommensteuergesetzes verdeutlicht. Die Regelungen
der erweiterten beschränkten Steuerpflicht in den §§ 2–5 AStG haben bereits bei
ihrer Einführung im Jahre 1972 Fragen aufgeworfen.

Durch weitere Rechtsentwicklungen kamen und kommen weitere Fragen
hinzu, die die Stellung des § 2 AStG im deutschen Steuerrecht berühren. Grund
hierfür sind in erster Linie die Regelungen der beschränkten Steuerpflicht nach
den §§ 50 f. EStG, die mittlerweile besonders änderungsanfällig sind. Durch die
fortschreitende Integration der Europäischen Union ist die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in steuerrechtlicher Hinsicht bereits 1995 in
eine neue Phase eingetreten.16 Zwar fehlt ein direkter Harmonisierungsauftrag

9 Wassermeyer [316], DStJG, S. 75.
10 Hartmann [108], DB 1975, 319.
11 Geiß/Grözinger [87], DB 1973, Beil. 10, S. 1 ff.
12 Wassermeyer [319], 25 Jahre, S. 1061.
13 Salditt [232], StuW 1972, 13; Eckert [61], S. 1.
14 Carl e [34], KöSDI 2002, S. 1342 Tz. 45; Körner [157], IStR 2004, S. 424; Winkler/

Reiser in Wöhrle/Schelle/Gross12/2009 [329], § 6, Rn. 2; Kluge [149], Rn. M82.
15 So auch Pohl [212], IStR 2002, S. 541 ff; Rundshagen in Grotherr/Herfort/Strunk2010

[101], S. 400, 427.
16 Cordewener [38], S. 480 ff.



II. Problemstellung 21

für den Bereich der direkten Steuern. Allerdings kann zur Harmonisierung auf
Art. 115 AEUV zurückgegriffen werden.17 Nach dem EuGH muss sich die di-
rekte Besteuerung auch an den Grundfreiheiten messen lassen. Deshalb werden
mehr Verfahren an den EuGH herangetragen, in denen es um die Frage geht, ob
Regelungen der Einkommensteuer gegen die Warenverkehrsfreiheit (Art. 28 f.
AEUV), die Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art. 45 AEUV), die Niederlassungsfrei-
heit (Art. 49 und 54 AEUV), die Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 ff. AEUV), die
Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 ff. AEUV) oder gegen das allgemeine Diskri-
minierungsverbot (Art. 18 AEUV) verstoßen.18 Das betrifft nur grenzüberschrei-
tende Fälle und damit vorrangig die beschränkte Steuerpflicht nach §§ 1 Abs.
4 und 49 ff. EStG. Der deutsche Gesetzgeber hat die Aussagen des EuGH zu-
nächst immer nur punktuell korrigiert. Erst das Jahresteuergesetz 2009 bedeutete
eine tiefgreifendere Reform der beschränkten Steuerpflicht. Es bleibt allerdings
abzuwarten, ob in die neuen Regelungen des Einkommensteuergesetzes durch
den Gesetzgeber wieder nach Entscheidungen des EuGH punktuell eingegriffen
wird und die Regelungen dadurch erneut unstimmig werden. Jedenfalls war und
ist bei all diesen Änderungen mittelbar immer auch die erweiterte beschränkte
Steuerpflicht betroffen. Eine Änderung oder Reform bleibt hier bislang abzu-
warten.

Zu einem großen Teil verursachen aber auch reguläre Gesetzesvorhaben Pro-
bleme. Immer wieder werden einzelne Regelungen des Einkommensteuerge-
setzes geändert, die auch Auswirkungen auf die erweiterte beschränkte Steuer-
pflicht haben und deren Regelungsbereich in Frage stellen. Solche Verwerfungen
hat der Gesetzgeber bislang weitgehend übersehen. Das mag an der abseitigen
Position des § 2 AStG außerhalb des EStG liegen, an seiner relativ geringen Be-
deutung für das Steueraufkommen19 oder an der hohen Komplexität der Materie
im Zusammenspiel mit den übrigen Vorschriften des Einkommensteuergesetzes,
wenn die Voraussetzungen des § 2 AStG vorliegen. Viele Gesetzesänderungen
haben so Fragen aufgeworfen, die von Gesetzes wegen ungelöst und somit der
– sehr seltenen20 – Rechtsprechung zum § 2 AStG und vorwiegend der Wissen-
schaft überlassen bleiben.

Auf den ersten Blick fallen insbesondere die nachfolgenden Fragen auf, die
sich bei der Anwendung des § 2 AStG stellen. In der vorliegenden Arbeit sollen
allerdings nicht nur diese augenscheinlichen Fragen einer Lösung zugeführt wer-
den. Vielmehr soll sich der Materie des § 2 AStG grundlegend genähert werden,
um auch andere, noch unerkannte Detailfragen aufzuwerfen und dogmatisch
lösen zu können.

17 Kokott [154], S. 2.
18 Zu Einzelheiten siehe Haase2009 [104], Europäisches Steuerrecht, Rn. 787 ff.
19 Siehe unten, Tab. 6, S. 235.
20 Vgl. bereits die Veranlagungszahlen unten, Tab. 6, S. 235.




